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Die Sprungrevision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Neuruppin vom
11. Januar 2000 wird als unzulÃ¤ssig verworfen, soweit sie die
Rentenanpassungsmitteilungen zum 1. Juli 1999 und 1. Juli 2000 betrifft. Im
Ã¼brigen wird sie zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das
Revisionsverfahren keine auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Streitig ist die HÃ¶he der Altersrente des KlÃ¤gers.

Der im November 1935 geborene KlÃ¤ger war in der ehemaligen DDR zunÃ¤chst
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt (ua als Montagemeister in einem volkseigenen Betrieb) und
ab 1. Juni 1976 als selbstÃ¤ndiger Handwerker tÃ¤tig. Er gehÃ¶rte keinem Zusatz-
oder Sonderversorgungssystem an und trat auch nicht der Freiwilligen
Zusatzrentenversicherung (FZR) bei.

Auf Antrag des KlÃ¤gers gewÃ¤hrte ihm die Beklagte mit Bescheid vom 8. Oktober
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1998 beginnend mit dem 1. Dezember 1998 Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig
Versicherte iHv 1.956,83 DM (nach Abzug der Beitragsanteile zur Kranken- und
Pflegeversicherung: 1.804,20 DM). Bei der Ermittlung der Entgeltpunkte
berÃ¼cksichtigte sie fÃ¼r die Zeit vom 1. MÃ¤rz 1971 bis 30. Juni 1990 nur die
durch PflichtbeitrÃ¤ge versicherten Verdienste (bis zu 600,00 Mark der DDR (M) im
Monat). Mit seinem dagegen eingelegten Widerspruch machte der KlÃ¤ger insoweit
eine Anrechnung seiner tatsÃ¤chlichen EinkÃ¼nfte bis zur allgemeinen
Beitragsbemessungsgrenze (BBG) geltend. Die nach Erteilung des
Widerspruchsbescheides vom 26. April 1999 erhobene Klage ist durch Urteil des
Sozialgerichts Neuruppin (SG) vom 11. Januar 2000 im wesentlichen mit folgender
BegrÃ¼ndung abgewiesen worden:

Die Beklagte habe in der angefochtenen Entscheidung bei der Rentenberechnung
zutreffend Entgeltpunkte gemÃ¤Ã� Â§ 256a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VI) ermittelt. FÃ¼r die streitige BerÃ¼cksichtigung von Verdiensten und
Einkommen oberhalb der Sozialversicherungspflichtgrenze von 600,00 M gebe es
im vorliegenden Fall keine Anspruchsgrundlage. Zwar zÃ¤hlten gemÃ¤Ã� Â§ 256a
Abs 3 SGB VI als Verdienst auch die nachgewiesenen beitragspflichtigen
Arbeitsverdienste und EinkÃ¼nfte vor dem 1. Juli 1990, fÃ¼r die wegen der im
Beitrittsgebiet jeweils geltenden BBGn oder wegen in einem
Sonderversorgungssystem erworbener Anwartschaften PflichtbeitrÃ¤ge oder
BeitrÃ¤ge zur FZR nicht hÃ¤tten gezahlt werden kÃ¶nnen; jedoch sei der KlÃ¤ger in
der DDR nicht der FZR beigetreten, obwohl ihm dies ab 1. MÃ¤rz 1971 mÃ¶glich
gewesen wÃ¤re.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die gesetzliche Regelung des Â§ 256a SGB
VI habe die Kammer nicht. Die vom KlÃ¤ger in der Sozialpflichtversicherung der
DDR erworbenen Anwartschaften seien in die Rentenversicherung Ã¼berfÃ¼hrt
worden. Insoweit sei eine Verletzung von Art 14 des Grundgesetzes (GG) nicht
erkennbar. FÃ¼r die unterschiedliche Behandlung von Verdiensten vor und nach
dem 1. MÃ¤rz 1971 gebe es einen sachlichen Grund, nÃ¤mlich die EinfÃ¼hrung der
FZR zu diesem Termin. Es sei gerechtfertigt, die BerÃ¼cksichtigung von
Verdiensten Ã¼ber 600,00 M davon abhÃ¤ngig zu machen, ob der Versicherte der
FZR beigetreten gewesen sei.

Mit seiner vom SG zugelassenen Sprungrevision rÃ¼gt der KlÃ¤ger Verletzungen
von Art 3, 14 und 72 GG sowie von Bestimmungen der EuropÃ¤ischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK). Dazu macht er im
wesentlichen geltend: Indem seine EinkÃ¼nfte bei der Rentenberechnung fÃ¼r die
Zeit ab 1. MÃ¤rz 1971 nur bis zu der "besonderen BBG-Ost" berÃ¼cksichtigt
wÃ¼rden, erfolge eine SchmÃ¤lerung seiner in der ehemaligen DDR erworbenen
Rentenanwartschaften. DarÃ¼ber hinaus werde er sowohl gegenÃ¼ber
vergleichbaren Rentnern in den alten BundeslÃ¤ndern als auch gegenÃ¼ber
ehemals zusatz- oder sonderversorgten Versicherten im Beitrittsgebiet schlechter
gestellt. Es sei willkÃ¼rlich, den Umfang einer BerÃ¼cksichtigung von Entgelten bei
der Altersrente von einer FZR-Mitgliedschaft abhÃ¤ngig zu machen. Ein
AnknÃ¼pfen an die damalige BBG von 600,00 M im Monat sei auch sachwidrig, weil
sich diese nach dem DDR-Rentenrecht wesentlich weniger auf die HÃ¶he der
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Rentenleistungen ausgewirkt habe als jetzt nach dem SGB VI. SchlieÃ�lich sei eine
Begrenzung der Zahlbetragsgarantie des Einigungsvertrages (EinigVtr) auf
RentenzugÃ¤nge bis zum 30. Juni 1995 im Hinblick auf die tatsÃ¤chliche
wirtschaftliche Entwicklung im Beitrittsgebiet nicht gerechtfertigt.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des SG Neuruppin vom 11. Januar 2000 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, ihm eine hÃ¶here Rente zu gewÃ¤hren und dazu unter Ã�nderung des
Rentenbescheides vom 8. Oktober 1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 26. April 1999 sowie der Rentenanpassungsmitteilungen zum 1. Juli 1999 und
1. Juli 2000 die Rente unter BerÃ¼cksichtigung der Anpassung an die Lohn- und
Einkommensentwicklung im Beitrittsgebiet neu zu berechnen und dieser
Berechnung die aus der Sozialpflichtversicherung der DDR zu Ã¼berfÃ¼hrenden
AnsprÃ¼che fÃ¼r die Zeit vor und auch fÃ¼r die Zeit ab dem 1. MÃ¤rz 1971
ausgehend von den Entgelten im Rahmen der allgemeinen BBG zugrunde zu legen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist, worauf in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Senat hingewiesen worden ist, unzulÃ¤ssig, soweit sie die
Rentenanpassungsmitteilungen zum 1. Juli 1999 und 1. Juli 2000 betrifft. Die
wÃ¤hrend des erstinstanzlichen Verfahrens ergangene Anpassungsmitteilung zum
1. Juli 1999 kann schon deshalb nicht zulÃ¤ssiger Gegenstand des
Revisionsverfahrens sein, weil das SG diesen Verwaltungsakt nicht in seine
Entscheidung einbezogen hat. Soweit die Vorinstanz insoweit Â§ 96 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verletzt hat, fehlt es an einer form- und fristgerecht
angebrachten VerfahrensrÃ¼ge des KlÃ¤gers (vgl Â§ 164 Abs 2 SGG; dazu auch
BSG SozR 1500 Â§ 53 Nr 2; BSG SozR 3-2500 Â§ 57 Nr 4). Die zeitlich in das
Revisionsverfahren fallende Rentenanpassungsmitteilung zum 1. Juli 2000 kann
selbst dann, wenn sie den angefochtenen Verwaltungsakt abgeÃ¤ndert oder ersetzt
hat, vom Senat nicht mit Ã¼berprÃ¼ft werden. In diesem Falle gilt ein solcher
Verwaltungsakt nÃ¤mlich gemÃ¤Ã� Â§ 171 Abs 2 SGG als mit der Klage beim SG
angefochten, es sei denn, daÃ� der KlÃ¤ger durch ihn klaglos gestellt worden ist
oder dem Klagebegehren durch die Entscheidung des Revisionsgerichts zum ersten
Verwaltungsakt (hier also zum Rentenbescheid vom 8. Oktober 1998 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 26. April 1999) in vollem Umfang genÃ¼gt wird.
Diese Ausnahmen liegen hier nicht vor. Damit scheidet auch die vom KlÃ¤ger
geforderte "BerÃ¼cksichtigung der Anpassung an die Lohn- und
Einkommensentwicklung im Beitrittsgebiet" als revisionsgerichtlicher
PrÃ¼fungsgegenstand aus.

Im Ã¼brigen ist die Revision des KlÃ¤gers unbegrÃ¼ndet.
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Nach den Klarstellungen, die der ProzeÃ�bevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers in der
mÃ¼ndlichen Revisionsverhandlung vorgenommen hat, ist die Klage in dem
verbleibenden Umfang als zulÃ¤ssig anzusehen. Soweit in dem klÃ¤gerischen
Revisionsantrag von "aus der Sozialpflichtversicherung der DDR zu
Ã¼berfÃ¼hrenden AnsprÃ¼chen" die Rede ist, begehrt der KlÃ¤ger nicht â�� was
eine gemÃ¤Ã� Â§ 168 Satz 1 SGG im Revisionsverfahren unzulÃ¤ssige
KlageÃ¤nderung darstellen wÃ¼rde â�� alternativ zu der der HÃ¶he nach streitigen
SGB VI-Rente eine nach den Vorschriften der ehemaligen DDR berechnete und an
die neuen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse angepaÃ�te Rente. Dem Wortlaut seines
Antrags nach macht der KlÃ¤ger zwar die BerÃ¼cksichtigung hÃ¶herer Entgelte im
Rahmen der allgemeinen BBG auch fÃ¼r die Zeit vor dem 1. MÃ¤rz 1971 geltend.
Dieses Begehren wÃ¤re an sich mangels erkennbarer Beschwer unzulÃ¤ssig, denn
fÃ¼r diesen Zeitraum sind bereits sog Ã�berentgelte berÃ¼cksichtigt worden, ohne
daÃ� der KlÃ¤ger vorgetragen hÃ¤tte, inwiefern eine Anrechnung noch hÃ¶herer
Verdienste in Betracht komme. Der KlÃ¤ger wollte mit dieser Formulierung jedoch
â�� nach ErklÃ¤rung seines ProzeÃ�bevollmÃ¤chtigten im Termin â�� nur zum
Ausdruck bringen, daÃ� er den Stichtag des 1. MÃ¤rz 1971 nicht fÃ¼r gerechtfertigt
hÃ¤lt. Mithin ist Ã¼ber die BerÃ¼cksichtigung hÃ¶herer Entgelte fÃ¼r die Zeit vor
dem 1. MÃ¤rz 1971 nicht zu befinden.

Wie das SG zutreffend entschieden hat, kann der KlÃ¤ger nach dem SGB VI keine
hÃ¶here Altersrente beanspruchen. Insbesondere gibt es fÃ¼r die von ihm geltend
gemachte BerÃ¼cksichtigung seines zusÃ¤tzlichen (Ã¼ber der in der ehemaligen
DDR maÃ�gebend gewesenen BBG liegenden) Arbeitsverdienstes fÃ¼r die Zeit vom
1. MÃ¤rz 1971 bis 30. Juni 1990 keine Rechtsgrundlage.

Nach Â§ 256a Abs 1 Satz 1 SGB VI werden fÃ¼r Beitragszeiten im Beitrittsgebiet
nach dem 8. Mai 1945 Entgeltpunkte ermittelt, indem der mit den Werten der
Anlage 10 vervielfÃ¤ltigte Verdienst (Beitragsbemessungsgrundlage) durch das
Durchschnittsentgelt fÃ¼r dasselbe Kalenderjahr geteilt wird. Als Verdienst zÃ¤hlen
nach Â§ 256a Abs 2 Satz 1 SGB VI â�� soweit hier von Bedeutung â�� der
Arbeitsverdienst und die EinkÃ¼nfte, fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge gezahlt worden sind,
sowie der Verdienst, fÃ¼r den BeitrÃ¤ge zur FZR gezahlt worden sind. In
Anwendung dieser Regelung hat die Beklagte im angefochtenen Bescheid fÃ¼r den
streitigen Zeitraum zutreffend die mit PflichtbeitrÃ¤gen belegten EinkÃ¼nfte des
KlÃ¤gers bis zu 7.200,00 M im Jahr berÃ¼cksichtigt. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 16 Abs 2 der
Verordnung zur Sozialpflichtversicherung der Arbeiter und Angestellten (SVO-DDR)
vom 17. November 1977 (GBl der DDR I, 373; mit spÃ¤teren Ã�nderungen) galt
seinerzeit eine BBG von monatlich 600,00 M. Nach dem fÃ¼r selbstÃ¤ndige
Handwerker geltenden Â§ 4 der Elften DurchfÃ¼hrungsbestimmung zum Gesetz zur
FÃ¶rderung des Handwerks vom 26. MÃ¤rz 1966 (GBl der DDR II, 229) war auch der
den Betrag von 7.200,00 M jÃ¤hrlich Ã¼bersteigende Gewinn beitragsfrei.

Die rentenrechtliche Anrechnung darÃ¼ber hinausgehender Verdienste richtet sich
nach Â§ 256a Abs 3 SGB VI. GemÃ¤Ã� Satz 1 dieser Bestimmung zÃ¤hlen als
Verdienst ua auch die nachgewiesenen beitragspflichtigen Arbeitsverdienste oder
EinkÃ¼nfte vor dem 1. Juli 1990, fÃ¼r die wegen der im Beitrittsgebiet jeweils
geltenden BBG PflichtbeitrÃ¤ge oder BeitrÃ¤ge zur FZR nicht gezahlt werden
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konnten. Diese Voraussetzungen sind vorliegend fÃ¼r den streitigen Zeitraum nicht
erfÃ¼llt. Zwar war seinerzeit fÃ¼r MonatseinkÃ¼nfte Ã¼ber 600,00 M die Zahlung
von PflichtbeitrÃ¤gen ausgeschlossen, es bestand fÃ¼r den KlÃ¤ger jedoch ab 1.
MÃ¤rz 1971 die MÃ¶glichkeit zur Entrichtung von BeitrÃ¤gen zur FZR. Nach Â§ 1
Abs 1 der Verordnung Ã¼ber die Verbesserung der FZR und die Leistungen der
Sozialversicherung bei ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 10. Februar 1971 (GBl der DDR II,
121) konnten nÃ¤mlich mit Inkrafttreten dieser Verordnung am 1. MÃ¤rz 1971 (vgl
Â§ 40 Abs 1 der Verordnung) alle sozialversicherungspflichtigen WerktÃ¤tigen, die
ihren stÃ¤ndigen Wohnsitz in der DDR hatten und deren Einkommen die
HÃ¶chstgrenze fÃ¼r die Beitragspflicht zur Sozialversicherung von 600,00 M
monatlich bzw 7.200,00 M jÃ¤hrlich Ã¼berstieg, der FZR beitreten. Davon hat der
KlÃ¤ger keinen Gebrauch gemacht.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist die Regelung des Â§ 256a SGB VI mit
dem GG vereinbar (vgl dazu BSG, Urteil vom 23. MÃ¤rz 2000 â�� B 13 RJ 35/99 R
â�� (zur VerÃ¶ffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen)). Sie ist AusfluÃ� der
verfassungsrechtlich unbedenklichen sog Systementscheidung, wonach
Anwartschaften aus der Sozialpflichtversicherung und der FZR der DDR in die im
SGB VI geregelte Rentenversicherung der Bundesrepublik Ã¼berfÃ¼hrt worden
sind (vgl dazu allgemein Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Urteil vom 28. April
1999 â�� 1 BvL 32/95, 1 BvR 2105/95 â�� in BVerfGE 100, 1, 38 ff = SozR 3-8570
Â§ 10 Nr 3).

Ein Eingriff in eine durch Art 14 Abs 1 GG geschÃ¼tzte Rechtsposition des KlÃ¤gers
liegt fern. Seine in der ehemaligen DDR erfolgte Beitragsleistung wird im Rahmen
des Â§ 256a SGB VI angemessen berÃ¼cksichtigt. Dabei ist vor allem von
Bedeutung, daÃ� im Beitrittsgebiet erzielte Verdienste gemÃ¤Ã� Â§ 256a Abs 1 SGB
VI mit den Werten der Anlage 10 vervielfÃ¤ltigt werden, um sie auf das Lohn- und
Gehaltsniveau umzurechnen, das in dem betreffenden Jahr in den alten
BundeslÃ¤ndern vorgelegen hat (vgl dazu Polster in Kasseler Komm,
Sozialversicherungsrecht, Â§ 256a SGB VI RdNr 5). Der Ã¼ber 600,00 M liegende
Monatsverdienst war nach dem Rentenrecht der DDR nicht ohne weiteres (dh
insbesondere nicht ohne Beitragszahlung zur FZR) versichert. Da ein
entsprechender Versicherungstatbestand bei ihm nicht vorliegt, kann der KlÃ¤ger
mithin keine weitergehenden eigentumsÃ¤hnlichen Rentenanwartschaften
erworben haben.

Auch der allgemeine Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG ist nicht als verletzt
anzusehen. Soweit sich der KlÃ¤ger mit Westrentnern vergleicht, ist ihm
entgegenzuhalten, daÃ� sich aus dieser Verfassungsnorm keine Pflicht des
Gesetzgebers ergibt, ihn rÃ¼ckwirkend und kostenfrei so zu stellen, als hÃ¤tte er
die Voraussetzungen erfÃ¼llt, von denen die Altersversorgung eines westdeutschen
Berufskollegen abhÃ¤ngt (vgl BVerfGE 100, 1, 45 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3). Eine
Ungleichbehandlung gegenÃ¼ber ehemals sonder- oder
zusatzversorgungsberechtigten Beitrittsgebietsrentnern rechtfertigt sich schon
daraus, daÃ� diese in der ehemaligen DDR hÃ¶herwertige
Versorgungsanwartschaften erworben hatten, die bei der Ã�berfÃ¼hrung zu
berÃ¼cksichtigen waren (vgl dazu BVerfGE 100, 1, 33 ff = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3;
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BSG, Urteil vom 9. November 1999 â�� B 4 RA 2/99 R -, Umdruck S 14 ff (zur
VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen)). Ferner erscheint es nicht als willkÃ¼rlich,
wenn die Anrechnung von Ã�berentgelten auch davon abhÃ¤ngig gemacht wird,
daÃ� der Versicherte die MÃ¶glichkeit einer Entrichtung von FZR-BeitrÃ¤gen in
vollem Umfang wahrgenommen hat. Dabei ist zu berÃ¼cksichtigen, daÃ� mit Â§
256a Abs 3 SGB VI das Ziel verfolgt wurde zu verhindern, daÃ� die Versicherten im
Beitrittsgebiet Nachteile durch das in der Vergangenheit unzureichende
Beitragsrecht erlitten (vgl BegrÃ¼ndung zum Entwurf des RÃ�G, BT-Drucks 12/405
S 127). Da die FZR wÃ¤hrend der DDR-Zeit bereits einen Ausgleich fÃ¼r die
fortdauernd niedrige BBG bieten sollte, ist es konsequent, eine BerÃ¼cksichtigung
von Verdiensten bis zur allgemeinen BBG von einer AusschÃ¶pfung dieser
MÃ¶glichkeit abhÃ¤ngig zu machen (vgl dazu BSG, Urteil vom 9. November 1999
â�� B 4 RA 2/99 R -, Umdruck S 17 f (zur VerÃ¶ffentlichung in SozR vorgesehen);
Steinmeyer, VSSR 1990, 83, 97 f). Soweit sich der KlÃ¤ger schlieÃ�lich gegen eine
Begrenzung der Zahlbetragsgarantie nach dem EinigVtr auf RentenzugÃ¤nge bis
zum 30. Juni 1995 wendet, ist darauf hinzuweisen, daÃ� dieser Stichtag â�� wie der
KlÃ¤ger selbst einrÃ¤umt â�� vom BVerfG bereits gebilligt worden ist (vgl BVerfGE
100, 1, 46 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3). DarÃ¼ber hinaus ist weder ersichtlich, daÃ�
der KlÃ¤ger nach dem Rentenrecht der DDR eine hÃ¶here Rentenleistung hÃ¤tte
erwarten kÃ¶nnen, noch, daÃ� er in der Zeit ab Juli 1990 keine MÃ¶glichkeit gehabt
hat, seine Versicherungsbiographie zu verbessern. Immerhin sind fÃ¼r ihn, wie sich
aus dem Rentenbescheid vom 8. Oktober 1998 ergibt, bis November 1998
PflichtbeitrÃ¤ge aus Ã¼berdurchschnittlichen Arbeitsentgelten entrichtet worden.

Unter diesen UmstÃ¤nden sieht der Senat auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, daÃ� 
Â§ 256a SGB VI gegen Vorschriften der EMRK verstoÃ�en kÃ¶nnte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 25.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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